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“Die Landwirtschaft in einer sich wandelnden Welt: �Wie sollte die Agrarpolitik von morgen aussehen?”








1.	Der OECD-Landwirtschaftsausschuß tagte am 5.-6. März 1998 in Paris auf Ministerebene. Den Vorsitz führte der Minister für Landwirtschaft, Naturschutz und Fischerei der Niederlande J. van Aartsen. Als stellvertretende Vorsitzende fungierten der australische Minister für Grundstoffindustrien und Energie J. Anderson, der Landwirtschaftsminister der Vereinigten Staaten D. Glickman, der japanische Minister für Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei Y. Shimamura sowie der Kommissar der Europäischen Union für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung F. Fischler. Der Tagung vorausgegangen war ein nützlicher Meinungsaustausch des Vorsitzenden mit der Internationalen Vereinigung der landwirtschaftlichen Erzeuger sowie dem Verband der europäischen Landwirtschaft.





2.	Die Welt durchläuft gegenwärtig einen Prozeß der Anpassung an die Herausforderungen der Globalisierung und die sich wandelnden Erwartungen der Öffentlichkeit. Die Minister betrachteten dies als geeigneten Zeitpunkt, um die künftige Rolle der Agrar- und Ernährungswirtschaft und die hiermit zusammenhängenden Politiken unter Berücksichtigung der jüngsten Entwicklungen zu untersuchen, namentlich vor dem Hintergrund der Ergebnisse des im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossenen Übereinkommens über die Landwirtschaft sowie des Welternährungsgipfels. Die meisten OECD-Länder haben ihre Agrarpolitik im vergangenen Jahrzehnt angepaßt, und viele untersuchen aktiv Möglichkeiten für neue Initiativen. Die Minister verpflichteten sich, wie 1987 vom Rat der OECD vereinbart, den Reformprozeß der Agrarpolitik durch die Verabschiedung einer Reihe von gemeinsamen Zielen und Politikgrundsätzen zu fördern. In diesem Zusammenhang nahmen die Minister zur Kenntnis, daß gemäß den Bedingungen von Artikel 20 des Übereinkommens der Uruguay-Runde über die Landwirtschaft* und unter Einschluß aller darin enthaltenen Elemente weitere Handelsverhandlungen den laufenden Prozeß in Richtung auf das langfristige Ziel wesentlicher schrittweiser Verringerungen der Stützungsmaßnahmen mit dem Endergebnis einer grundlegenden Reform fortsetzen sollen.





Bei der Reform der Agrarpolitik wurden Fortschritte erreicht ...





3.	Die Minister nahmen den vom OECD-Sekretariat erstellten Bericht Agricultural Policy Reform: Stocktaking of Achievements zur Kenntnis, den sie als eine gute Diskussionsgrundlage betrachteten. Sie erkannten an, daß seit 1987 Fortschritte erzielt worden sind,  daß aber noch mehr getan werden muß. Nach den Berechnungen des OECD-Sekretariats sind die Stützungsmaßnahmen für landwirtschaftliche Erzeuger, gemessen in Erzeugersubventionsäquivalenten, im OECD-Durchschnitt von 45% des Produktionswerts im Zeitraum 1986-1988 auf schätzungsweise 35% im Jahr 1997 gesunken. Im selben Zeitraum gingen die von Verbrauchern und Steuerzahlern aufgrund agrarpolitischer Entscheidungen zu tragenden Gesamttransfers von 2,2% des BIP auf 1,3% zurück und erreichten 1997 einen Stand von 280 Mrd $. Dabei kam es zu einer gewissen Verlagerung von der Preisstützung hin zu Direktzahlungen und anderen Politikmaßnahmen, die Erzeugung und Handel weniger verzerren, Marktsignale stärker wirksam werden lassen und eine effizientere Zielorientierung der Stützungsmaßnahmen gewährleisten. Die OECD-Länder haben agrarpolitische Maßnahmen in den Bereichen Umwelt, ländliche Entwicklung und Strukturanpassung konzipiert und ihre Aufmerksamkeit verstärkt auf die Effekte agrarpolitischer Reformen auf den Agrar- und Ernährungssektor als Ganzes gerichtet. Die Agrarminister der OECD-Länder hatten bereits 1992 auf die wachsende Bedeutung dieser Fragen hingewiesen.





4.	Das 1994 im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossene Übereinkommen war ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Reform der Agrarpolitik, durch den die Agrarhandelspolitik und die damit zusammenhängenden inländischen Agrarmaßnahmen in den Geltungsbereich eines umfassenden Rahmens multilateraler Handelsdisziplinen einbezogen wurden. Reformen der inländischen Agrarpolitik und der Agraraußenhandelspolitik haben dazu beigetragen, das gravierende Problem der Überproduktion zu entschärfen, das für die achtziger Jahre kennzeichnend war, ökonomische Effizienzgewinne zu erzielen, die Funktionsweise der weltweiten Grundstoffmärkte zu verbessern und die Entwicklungen auf den Binnen- und Weltmärkten enger miteinander zu verknüpfen.





... dennoch besteht weiterer Handlungsbedarf ...





5.	Gleichwohl erkannten die Minister an, daß die Reform der Agrarpolitik einen kontinuierlichen Prozeß darstellt, der noch nicht abgeschlossen ist, und deshalb weiterer Handlungsbedarf besteht. Die Fortschritte bei der Politikreform sind bisher je nach Ländern und Produkten uneinheitlich, und das Reformtempo wird von sozialen und ökonomischen Faktoren beeinflußt. Während einige Länder sehr wesentliche Reformen durchgeführt haben, ist der Agrarsektor in anderen weiterhin stark subventioniert und reagiert nicht ausreichend auf die vom Markt ausgehenden Signale. Für einige Agrarerzeugnisse gelten nach wie vor Produktionsbeschränkungen, die positive und negative wirtschaftliche Auswirkungen haben können. Die wichtigste Form der Stützung ist in den meisten OECD-Ländern immer noch die Stützung der Marktpreise, wenn deren Bedeutung auch abnimmt, und ein Großteil der Stützungsmaßnahmen ist überdies an die derzeitige Produktion gebunden. Viele agrarpolitische Maßnahmen ziehen weiterhin erhebliche Kosten für Verbraucher und Steuerzahler nach sich. In zahlreichen Fällen erreichen sie das angestrebte Ergebnis gar nicht oder zumindest nicht auf die effizienteste und gerechteste Weise.





6.	Vielfach unterliegt der Agrarhandel relativ hohen Importzöllen. Die Anwendung von Exportsubventionen wurde im Rahmen des bei der Uruguay-Runde erzielten Übereinkommens Disziplinen unterworfen, stellt jedoch nach wie vor eine umstrittene Frage dar. Exportkredite für Agrarprodukte unterliegen noch keinen Disziplinen. Technische Handelshemmnisse, sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen, Ursprungsangaben und Qualitätsnormen sowie Export- und Importmonopole sind ebenfalls zu wichtigen handelspolitischen Themen geworden. Die Minister erinnerten daran, daß Maßnahmen der Agrarhandelspolitik eng mit der inländischen Agrarpolitik zusammenhängen und weitere Reformen in diesen beiden Politikbereichen kompatibel sein müssen. Die Minister nahmen in diesem Zusammenhang zur Kenntnis, daß die Agrarpolitik neben handelsbezogenen auch anderen Anliegen gebührend Rechnung tragen muß, wie sie in Artikel 20 des im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossenen Übereinkommens über die Landwirtschaft erwähnt sind.





... und es entstehen neue Herausforderungen.





7.	Die Minister nahmen den vom OECD-Sekretariat erstellten Bericht Agricultural Policy: The Need for Further Reform und die darin vorgeschlagenen Politikstrategien als wertvollen Beitrag zur Diskussion über die Beschleunigung des agrarpolitischen Reformprozesses zur Kenntnis. Die Minister betonten, daß für die Landwirtschaft sowie den Agrar- und Ernährungssektor in den OECD-Ländern eine große Herausforderung darin besteht, der wachsenden Nachfrage nach einer ausreichenden Menge an gesundheitlich unbedenklichen Nahrungsmitteln in effizienter und nachhaltiger Weise gerecht zu werden und dabei zugleich der Tatsache Rechnung zu tragen, daß nicht nur die landwirtschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten in den einzelnen OECD-Ländern sehr unterschiedlich sind, sondern daß auch die Einstellung der Öffentlichkeit zur Rolle des Agrar- und Ernährungssektors je nach Land variiert.





8.	Der kontinuierliche Prozeß der Strukturanpassung und Innovation sowie die in manchen Ländern oder Sektoren vorhandene Tendenz zur vertikalen Koordinierung mit vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen sind bedeutende Entwicklungen, die sich auf die Agrareinkommen auswirken. Viele Landwirte haben auf diese Entwicklungen wie auch auf die entsprechenden Marktsignale mit der Einführung neuer landwirtschaftlicher Praktiken, der Entwicklung alternativer Erzeugnisse und der Erschließung neuer Märkte reagiert. Viele landwirtschaftliche Haushalte sind dabei, ihre Einkommensquellen zu diversifizieren. Das Problem niedriger Agrareinkommen betrifft hauptsächlich bestimmte Gruppen von Landwirten und weniger begünstigte Regionen, oder es entsteht in Perioden plötzlicher, einschneidender Einkommenseinbußen. In einigen Ländern, die vormals ein hohes Maß an Preisstützungs- und Schutzmaßnahmen aufwiesen, könnten die Erzeuger fortan größeren Preisschwankungen ausgesetzt sein. Die Gewährleistung angemessener Sicherheitsnetze und damit verbundene Maßnahmen, die Produktion und Handel möglichst wenig verzerren, wären für die Regierungen ein kosteneffizientes Mittel, vor allem besonders gefährdeten Landwirten zu helfen.





9.	Mit fortschreitender Globalisierung nehmen die ausländischen Investitionen in die Agro-Nahrungsmittelindustrie zu, und der Agrarhandel weitet sich rasch aus, vor allem bei veredelten Agrarprodukten. Die Agrarhandels- und -investitionsbeziehungen zwischen OECD- und Nicht-OECD-Ländern, insbesondere einigen asiatischen und südamerikanischen Staaten, die als wichtige neue Akteure an den Agrarmärkten auftreten, werden enger. Der OECD-Raum steht zudem in der Verantwortung, zur Welternährungssicherheit beizutragen, und die Minister unterstrichen die Bedeutung, die der auf dem Welternährungsgipfel von 1996 abgegebenen Erklärung zur weltweiten Ernährungssicherheit sowie dem hierzu vereinbarten Aktionsplan zukommt. Um die Welternährungssicherheit zu gewährleisten, bedarf es einer vielseitigen Strategie, bei der nationale und internationale Anstrengungen vereint werden müssen, indem namentlich die Ausmerzung der Armut, die Erzeugung einer ausreichenden Menge an Nahrungsmitteln sowie ein faires, marktorientiertes Welthandelssystem sichergestellt werden.





10.	Neben ihrer Primärfunktion der Bereitstellung von Nahrungsmitteln und Rohstoffen kann die Landwirtschaft darüber hinaus landschaftsgestaltend wirken, eine Umweltschutzfunktion ausüben, beispielsweise durch den Bodenschutz, den nachhaltigen Umgang mit nachwachsenden Rohstoffen und die Bewahrung der biologischen Vielfalt, und schließlich auch zur sozioökonomischen Existenzsicherung vieler ländlicher Gebiete beitragen. In zahlreichen OECD-Ländern spielt die Landwirtschaft aufgrund dieses multifunktionalen Charakters eine besonders wichtige Rolle im wirtschaftlichen Leben der ländlichen Gebiete. Wenn es für derartige öffentliche Güter keine Märkte gibt und die Kosten sowie die Nutzeffekte nicht voll internalisiert werden, kann die staatliche Politik eine nützliche Rolle spielen. Die Reform der Agrarpolitik gemäß den im Rahmen der OECD 1987 vereinbarten Grundsätzen, einschließlich sorgfältig zielgerichteter staatlicher Maßnahmen, wird den Agrarsektor in die Lage versetzen, zur Lebensfähigkeit ländlicher Gebiete beizutragen und Umweltprobleme in Angriff zu nehmen sowie gleichzeitig den Ressourceneinsatz in der Landwirtschaft effizienter und nachhaltiger zu gestalten.





11.	Die rasche Entwicklung und Verbreitung neuer Technologien, darunter besonders der Bio- und Informationstechnologie, stellen für den Agrar- und Ernährungssektor nicht nur eine Herausforderung, sondern auch eine Chance dar. In der Öffentlichkeit wächst jedoch die Besorgnis über die Qualitätsstandards für Nahrungsmittel sowie die Nahrungsmittelsicherheit (auch bedingt durch neue Technologien), die Tierschutzstandards im Agrarsektor sowie die Fälle landwirtschaftlich bedingter Umweltschäden, wie etwa die Beeinträchtigung von Wasser, Boden und Lebensräumen. Die meisten dieser Fragen haben grenz- und sektorüberschreitende Dimensionen. Viele dieser Themen erfordern weitere Forschungsarbeiten, eine verstärkte Aufklärung über die heute verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und bessere Verbraucherinformationen.





Die Minister definierten ihre Gemeinsame Ziele ...





12.	Vor diesem Hintergrund skizzierten die Minister eine Reihe Gemeinsamer Ziele und betonten, daß diese als einander ergänzende Bestandteile eines integrierten Ganzen betrachtet werden müssen. Es bestand auf breiter Basis ein Konsens darüber, daß die Regierungen der OECD-Mitgliedsländer den geeigneten Rahmen zur Verfügung stellen sollten, um zu gewährleisten, daß die Land- und Ernährungswirtschaft





	•	auf Marktsignale reagiert,





	•	effizient, nachhaltig, bestandsfähig und innovativ ist und so den Erzeugern die Möglichkeit zur Verbesserung ihres Lebensstandards bietet,





	•	noch stärker in das multilaterale Handelssystem integriert wird,





	•	den Konsumenten Zugang zu einem angemessenen und verläßlichen Nahrungsmittelangebot bietet, das ihren Anliegen, namentlich im Hinblick auf gesundheitliche Unbedenklichkeit und Qualität, gerecht wird,





	•	zur nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen sowie zur Umweltqualität beiträgt, 





	•	die sozioökonomische Entwicklung ländlicher Gebiete fördert, namentlich auch die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten dank ihres multifunktionalen Charakters, wobei die diesem Zweck dienenden Politiken transparent sein müssen,





	•	zur Ernährungssicherheit auf nationaler und globaler Ebene beiträgt.





13.	Die Minister betonten, daß die Agrar- und Ernährungspolitik bestrebt sein sollte, die komplementären Aspekte der gemeinsamen Ziele zu stärken und es der Landwirtschaft auf diese Weise zu gestatten, ihren multifunktionalen Charakter auf transparente, gezielte und effiziente Weise zum Ausdruck zu bringen. Bei der Verfolgung der gemeinsamen Ziele kommt es darauf an, ein Spektrum zielgerichteter Politikmaßnahmen und -ansätze anzuwenden, die gewährleisten, daß der wachsenden Sorge um gesundheitlich unbedenkliche Nahrungsmittel, Ernährungssicherheit, Umweltschutz und Existenzsicherung der ländlichen Gebiete in einer Weise Rechnung getragen wird, bei der die Vorteile maximiert, das bestmögliche Kosten-Nutzen-Verhältnis sichergestellt und Verzerrungen von Produktion und Handel vermieden werden.





... nahmen eine Reihe von Politikgrundsätzen  an ...





14.	Nach Auffassung der Minister sollte die künftige öffentliche Politik durch geeignete, zielgenaue Maßnahmen, die den wettbewerbs- und marktorientierten Entwicklungen im Agrar- und Ernährungssektor Rechnung tragen, zur Erreichung der gemeinsamen Ziele beitragen. Sie nahmen zur Kenntnis, daß die Agrarpolitik nicht von den Einflüssen isoliert werden kann, die die Gesamtwirtschaft bestimmen, zu der der Agrarsektor als ein Teilbereich gehört,  und sie waren sich der klaren Notwendigkeit bewußt, sicherzustellen, daß die Agrarpolitik mit den allgemeineren, die Gesamtwirtschaft betreffenden Maßnahmen in Bereichen wie sozialer Schutz, Beschäftigung, Umwelt und Regionalentwicklung kompatibel ist und beide Politikbereiche sich gegenseitig verstärken.





15.	Im Rahmen ihrer Bemühungen um Verwirklichung der gemeinsamen Ziele verabschiedeten die Minister eine Reihe von Politikgrundsätzen, wobei sie sich der Tatsache bewußt waren, daß die Regierungen bestrebt sein werden, sich ihre Flexibilität im Hinblick auf die Wahl der Politikmaßnahmen und die Bestimmung des Reformtempos zu bewahren, entsprechend den unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Mitgliedsländern. Diese Grundsätze, die auf den von den Ministern der OECD-Länder 1987 vereinbarten und von den Landwirtschaftsministern 1992 bekräftigten Grundsätzen der Agrarpolitikreform aufbauen, lauten wie folgt:





	•	Bekräftigung der Unterstützung von Artikel 20 des im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossenen Übereinkommens über die Landwirtschaft* und der Verpflichtung zur Durchführung weiterer Verhandlungen gemäß diesem Artikel, sowie der Verwirklichung des langfristigen Ziels binnenpolitischer und internationaler Politikreformen, um einen stärkeren Einfluß der Marktsignale zu gestatten:





			*“In Anerkennung der Tatsache, daß das langfristige Ziel einer schrittweisen wesentlichen Senkung der Stützungs- und Schutzmaßnahmen, die zu einer grundlegenden Reform führt, ein kontinuierlicher Prozeß ist, kommen die Mitglieder überein, ein Jahr vor dem Ende des Durchführungszeitraums Verhandlungen über die Fortsetzung dieses Prozesses einzuleiten, wobei folgendes berücksichtigt wird:





			a)	die bis zu diesem Zeitpunkt gewonnenen Erfahrungen bei der Durchführung der  Senkungsverpflichtungen ;





			b)	die Auswirkungen der Senkungsverpflichtungen auf den Weltagrarhandel;





			c)	nicht handelsbezogene Anliegen, die besondere und differenzierte Behandlung der Entwicklungsland-Mitglieder, das Ziel, ein gerechtes und marktorientiertes System für den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen einzuführen, sowie die anderen Ziele und Anliegen, die in der Präambel des Übereinkommens genannt sind;





			d)	die Frage, welche Verpflichtungen weiterhin notwendig sind, um das oben erwähnte langfristige Ziel zu erreichen”:





	•	Behandlung der Probleme zusätzlicher Handelshemmnisse, neu auftauchender Handelsfragen sowie der Disziplinen für Exportrestriktionen und Exportkredite;





	•	Stärkung der Welternährungssicherheit, insbesondere durch die in der Erklärung von Rom vereinbarten Aktionen und den auf dem Welternährungsgipfel 1996 angenommenen Aktionsplan;





	•	Förderung innovativer Politiken, die die Anpassungsfähigkeit der landwirtschaftlichen Erzeuger an die Marktbedingungen erleichtern;





	•	Erleichterung von Strukturverbesserungen im Agrar- und Agro-Nahrungsmittelsektor, wobei die Bedürfnisse der betroffenen Landwirte, insbesondere in strukturschwachen Regionen, in Rechnung gestellt werden müssen;





	•	Stärkung des Beitrags des Agro-Nahrungsmittelsektors zur Lebensfähigkeit der ländlichen Wirtschaft, beispielsweise durch effiziente und sorgfältig zielgerichtete agrarpolitische Maßnahmen, die die Arbeitskräftemobilität, neue Marktchancen, alternative Methoden der Bodennutzung (für agrarwirtschaftliche oder andere Zwecke) sowie die Bereitstellung von Einrichtungen zur Verbesserung der ländlichen Lebensqualität erleichtern;





	•	Ergreifung von Maßnahmen, die durch Förderung guter landwirtschaftlicher Praktiken den Schutz der Umwelt und die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen in der Landwirtschaft sicherstellen, sowie Schaffung der notwendigen Voraussetzungen, damit die Bauern bei ihren Entscheidungen sowohl die Kosten als auch den Nutzen der Landwirtschaft für die Umwelt in Rechnung stellen;





	•	Berücksichtigung der Anliegen der Verbraucher, indem im Rahmen der einschlägigen internationalen Regeln Effektivität und Verläßlichkeit der Bestimmungen über die Sicherheit von Nahrungsmitteln verstärkt, Ursprungsregeln und Qualitätsstandards verschärft und Inhalt sowie Verfügbarkeit von Verbraucherinformationen verbessert werden;





	•	Förderung verstärkter Innovationen, wirtschaftlicher Effizienz und ökologischer Nachhaltigkeit der Agrar- und Ernährungssysteme, u.a. durch angemessene öffentliche und private Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen, Achtung des Schutzes geistigen Eigentums sowie Verbesserung von öffentlicher Infrastruktur, Information, Beratung und Ausbildung.





	•	In voller Übereinstimmung mit Absatz 13 dieses Kommuniqués, Wahrung und Stärkung der multifunktionalen Rolle der Landwirtschaft, um Ungleichgewichte bei der räumlichen Entwicklung zu bekämpfen, die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen zu fördern und vielfältige Entwicklungsstrategien für landwirtschaftliche Betriebe zu ermöglichen.





16.	Die Minister kamen überein, sich um innovative Methoden und geeignete institutionelle Rahmenbedingungen mit dem Ziel zu bemühen, öffentliche, private und gemeinschaftliche Initiativen, die Rücksicht auf die lokalen und regionalen Bedingungen nehmen, zu integrieren. Sie waren sich darüber einig, daß die Konzipierung und Umsetzung kostengünstiger Politikmaßnahmen regelmäßig überwacht und im Hinblick darauf evaluiert werden sollten, ob sie den erklärten Zielen gerecht werden. Die Minister waren ferner übereinstimmend der Auffassung, daß die Politikmaßnahmen eine Reihe operationeller Kriterien erfüllen sollten, die sowohl national als auch international Anwendung finden müßten und folgenden Kriterien genügen sollten:





	–	Transparenz: Politikziele, Kosten, Nutzen und Nutznießer sollten leicht identifizierbar sein;





	–	Zielgenauigkeit: Die Maßnahmen sollten auf spezifische Ergebnisse ausgerichtet und so weit wie möglich entkoppelt sein;





	–	Angemessenheit: Die jeweiligen Transferleistungen sollten das für die Erreichung klar definierter Ergebnisse erforderliche Maß nicht überschreiten;





	–	Flexibilität: Die Maßnahmen sollten die Vielfalt der Situationen im Agrarsektor widerspiegeln, anpassungsfähig sein, um wechselnden Zielsetzungen und Prioritäten gerecht zu werden, und über den gesamten Zeitraum anwendbar sein, der für die Erreichung des jeweiligen spezifischen Ergebnisses notwendig ist;





	–	Gerechtigkeit: Sie sollten die Verteilungseffekte der Stützungsmaßnahmen auf Sektoren, Landwirte und Regionen berücksichtigen.





... und definierten die Rolle der OECD.





17.	Um zur Verwirklichung der gemeinsamen Ziele beizutragen, verständigten sich die Minister auf eine Reihe prioritärer Bereiche für die künftige Arbeit der OECD und empfahlen, daß diese in dem vom Rat der OECD festzulegenden Gesamtarbeitsprogramm ihren Niederschlag finden. Die Minister ersuchten die OECD,





	•	die Analysemethoden und -instrumente zu erarbeiten, mit denen die Entwicklungen im Bereich der Agrarpolitik anhand der gemeinsamen Ziele, der Politikgrundsätze sowie der operationellen Kriterien der Politikmaßnahmen überwacht und evaluiert werden können;





	•	die Analyse der wichtigsten Entwicklungen der Agrarmärkte und des Agrarhandels fortzusetzen und zu verstärken und dabei auch die Marktentwicklungen in Nicht-OECD-Ländern zu berücksichtigen;





	•	die aktuellen wie auch die neu auftauchenden Grundsatzfragen im Bereich des Agrarhandels und der grenzüberschreitenden Aspekte sowie deren Effekte zu untersuchen und den Prozeß der Liberalisierung des Agrarhandels gegebenenfalls durch Analysen zu unterstützen, ohne daß es zu Überschneidungen mit der Arbeit der WTO kommt. In diesem Zusammenhang nahmen die Minister die Beiträge zur Kenntnis, die die OECD-Ausschüsse im Rahmen ihrer bestehenden Arbeitsprogramme zum Prozeß des Informationsaustauschs und der Analyse leisten könnten, der gegenwärtig in den verschiedenen WTO-Ausschüssen stattfindet, wobei unerwünschte Überschneidungen mit der in anderen Foren geleisteten Arbeit zu vermeiden sind;





	•	vorhandene und neue Politikansätze zu identifizieren und zu analysieren, mit deren Hilfe Fragen im Zusammenhang mit der Strukturanpassung im Agrar- und Ernährungssektor, der ländlichen Entwicklung, der Agrareinkommen, der landwirtschaftlichen Beschäftigung, des Managements von Einkommensrisiken und der Ernährungssicherheit sowie der gesundheitlichen Unbedenklichkeit von Nahrungsmitteln angegangen werden können;





	•	eine nachhaltige Entwicklung zu fördern durch Analyse und Messung der Umwelteffekte, die durch nationale agrarpolitische und agroökologische Maßnahmen sowie durch Agrarhandelsmaßnahmen verursacht werden;





	•	einen aktiven Politikdialog mit Nichtmitgliedsländern zu fördern, und insbesondere mit solchen Ländern, die eine wichtige Rolle im Bereich der landwirtschaftlichen Erzeugung und des Agrarhandels spielen;





	•	den Dialog mit Nichtregierungsorganisationen zu verbessern, insbesondere solchen, die die Bauern und sonstige Akteure des Agrar- und Ernährungssektors, einschließlich der Verbraucher, vertreten, sowie solchen, die sich mit Landwirtschaft und Umwelt befassen.





18.	Die Minister empfahlen, dieses Kommuniqué dem auf Ministerebene tagenden Rat der OECD vorzulegen.


�


*	Absatz 15 dieses Kommuniqués gibt den vollen Wortlaut von Artikel 20 dieses Übereinkommens wieder.
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